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(Nr. 9888.) Geſetz, betreffend die Kirchengemeindeordnung für die evangeliſchen Gemeinden 
in den Hohenzollernſchen Landen. Vom 1. März 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
für die Hohenzollernſchen Lande, was ſolgt: 


Artikel 1. 
Die in der anliegenden Kirchengemeindeordnung für die evangeliſchen 
. Gemeinden in den Hohenzollernſchen Landen vom 1. März 1897 beſtimmten und 
nach den Vorſchriften derſelben zuſammengeſetzten Kirchengemeindeorgane üben die 
nachſtehenden Rechte nach Maßgabe dieſes Geſetzes. 


Artikel 2. 
Der Gemeindekirchenrath übt die ihm zugewieſenen Rechte in Betreff 
1) der Vertretung der Gemeinde in vermögensrechtlicher Beziehung und 
bei Verwaltung des Kirchenvermögens mit Einſchluß der kirchlichen 
Lokalſtiftungen, ſowie des Pfarr- und Pfarrwittwenthumsvermögens 
(§§. 13, 21 Abſatz 1), . . 
2) der Verfügung über die Kirchengebäude ($. 15 Abſatz 4), a 
3) der Vertretung der Gemeindeintereſſen in Beziehung auf die Schule ($. 16), 
4) der Vertretung der Gemeinde bei Parochialveränderungen ($. 23 Satz 2). 
Die zur Ausübung dieſer Rechte erforderlichen Beſchlüſſe werden nach 
§. 11 Abſatz 2 bis 5 gefaßt und Dritten gegenüber nach $. 21 Abſatz 2 feſtgeſtellt. 
Die Verwaltung der Kirchenkaſſe richtet ſich nach $. 22. 
Artikel 3. j BDA a 
Die Gemeindevertretung ($$. 25, 26, 39 Abſatz 2, 42) übt die ihr im 
§. 29 zugewieſenen Rechte. 
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Ausgegeben zu Berlin den 30. März 1897. 


Die zur Ausübung derſelben erforderlichen Beſchlüſſe werden nach den 
§§. 27 und 28 gefaßt. 

Beſchlüſſe über Umlagen auf die Gemeindeglieder können erſt dann vollſtreckt 
werden, wenn ſie von der Staatsbehörde für vollſtreckbar erklärt worden ſind. 

Dieſe Erklärung iſt insbeſondere zu verſagen, ſofern Bedenken hinſichtlich 
der Ordnungsmäßigkeit der Auferlegung, der Angemeſſenheit des Beitragsfußes 
oder der Leiſtungsfähigkeit der Pflichtigen beſtehen. 


Artikel 4. 

Zur Feſtſtellung von Gemeindeſtatuten bedarf es der vorgängigen Aner⸗ 
kennung der Staatsbehörde, daß die entworfenen Beſtimmungen dieſem Geſetze 
nicht zuwider ſeien. 

Artikel 5. 

Kirchengeſetze, durch welche Beſtimmungen der Kirchengemeindeordnung 
abgeändert werden ſollen, bedürfen der Beſtätigung durch ein Staatsgeſetz nur, 
wenn fie betreffen die $$. 1, 3, 5, 6, 11 Abſatz 5, 21 Abſatz 1 und 2, 23 
Satz 2 in Bezug auf Parochialänderungen, 25 Abſatz 1 und 2, 26, 29, 31 
Abſatz 1 bis 3. 

Artikel 6. 

Die Artikel 21 bis 27 des Geſetzes, betreffend die evangeliſche Kirchen- 
verfaſſung in den neun älteren Provinzen der Monarchie, vom 3. Juni 1876 
Geſetz-Samml. S. 125) finden entſprechende Anwendung. 


Artikel 7. 
Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staatsbehörden, welche 
die in den Artikeln 3 und 4 dieſes Geſetzes und den Artikeln 23, 24 und 27 
des Geſetzes vom 3. Juni 1876 (Artikel 6 dieſes Geſetzes) erwähnten Rechte 
auszuüben haben, ſowie der Zeitpunkt der im Artikel 21 des Geſetzes vom 
3. Juni 1876 vorgeſehenen Reſſortveränderung und deren Ausführung beſtimmt. 


Artikel 8. 
Alle dieſem Geſetze und der Kirchengemeindeordnung entgegenſtehenden 
Beſtimmungen, mögen dieſelben in Geſetzen oder Statuten enthalten oder durch 
Obſervanz oder Gewohnheit begründet fein, treten außer Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 1. März 1897. 


d. S) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. v. Miquel. Thielen. Boſſe. 
Frhr. v. Marſchall. Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. 
Brefeld. v. Goßler. 


Anlage. 


* 
Kirchengemeindeordnung 


für die 


evangeliſchen Gemeinden in den Hohenzollernſchen Landen. 


Vorbemerkung. 


Die Pflichten eines Gemeindegliedes ſind: 
1) die Gnadenmittel der Kirche und der Gemeinde fleißig zu gebrauchen, 
2) ein erbauliches Leben zu führen, 
3) ſich der beſtehenden Kirchenordnung zu unterwerfen und 
4) die für die kirchlichen Bedürfniſſe erforderlichen Beiträge zu leiſten. 
Dagegen hat jedes Mitglied der Gemeinde Antheil an allen kirchlichen 


Gnadenmitteln, Anſtalten und Gerechtſamen derſelben und Anſpruch auf die 
Dienſte der Kirchenbeamten. 


Organe der Gemeinde. 
I. Allgemeine Beſtimmungen. 


55 1. 
Die Kirchengemeinden haben ihre Angelegenheiten innerhalb der geſetzlichen 
Grenzen ſelbſt zu verwalten. Organe dieſer Selbſtverwaltung find die Gemeinde⸗ 
kirchenräthe und die Gemeindevertretungen. 


$. 2. 
In jeder Kirchengemeinde wird ein Gemeindekirchenrath, in den größeren 
Gemeinden auch eine Gemeindevertretung gemäß der nachfolgenden Ordnung 
ebildet. 
; Sind mehrere Gemeinden unter einem gemeinſchaftlichen Pfarramt verbunden 
(vereinigte Muttergemeinden, Mutter- und Tochtergemeinden), ſo treten in allen 
gemeinſamen Angelegenheiten der Geſammtparochie die beſonderen Gemeinde- 
kirchenräthe beziehungsweiſe Gemeindevertretungen zu einer gemeinſamen berathen⸗ 
den und beſchließenden Körperſchaft zuſammen. ö 
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II. Gemeindekirchenrath. 
A. Mitglieder des Gemeindekirchenraths. 


$. 3. 

Der Gemeindekirchenrath beſteht: 

1) aus dem Pfarrer der Gemeinde oder deſſen Stellvertreter im Pfarramt, 

2) aus mehreren Aelteſten, welche, ſoweit ihre Ernennung nicht dem Patron 

zuſteht ($. 6), durch die Gemeinde gewählt werden ($$- 31ff.. 
F. 4. 

Sind mehrere Pfarrgeiſtliche in der Gemeinde feſt angeſtellt, ſo gehören 
ſie ſämmtlich dem Gemeindekirchenrathe als Mitglieder an. 

Hülfsprediger auf nicht fundirten Stellen nehmen, auch wenn ſie ordinirt 
ſind, nur als Mitglieder mit berathender Stimme an den Sitzungen des Ge— 
meindekirchenraths Theil. 

§. 5 


Die Zahl der Aelteſten ſoll nicht mehr als zwölf und nicht weniger als 
vier betragen. In Filialgemeinden kann die Zahl auf zwei beſchränkt werden. 

Die Feſtſtellung der Zahl der Aelteſten in den einzelnen Gemeinden erfolgt 
unter Berückſichtigung der Seelenzahl, ſowie der ſonſtigen örtlichen Verhältniſſe, 
ſo lange eine Kreisſynode nicht beſteht, durch das Konſiſtorium, nach Errichtung 
einer Kreisſynode durch dieſe nach Vernehmung der Gemeindevertretung. Bei 
vereinigten Muttergemeinden oder Mutter- und Tochtergemeinden iſt die Zahl der 
Aelteſten innerhalb des zuläſſigen Höchſtbetrags auf die Gemeinden der Ge 
ſammtparochie angemeſſen zu vertheilen. 


$. 6. 

In Patronatsgemeinden hat der Patron die Befugniß, ein Gemeindeglied, 
welches die zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaften beſitzt ($. 32), zum 
Aelteſten zu ernennen. Dieſe Ernennung erfolgt für einen Zeitraum von ſechs 
Jahren; eine Wiederernennung derſelben Perſon iſt zuläſſig. 

Macht der Patron von ſeiner Befugniß keinen Gebrauch, und beſitzt er 
die zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaften, ſo kann er ſelbſt in den Ge— 
meindekirchenrath eintreten. Das gleiche Recht hat unter der gleichen Voraus— 
ſetzung der ein- für allemal beſtellte Vertreter desjenigen Patrons, welcher keine 
phyſiſche Perſon iſt. 

§. 7 


Die Aelteſten find im Hauptgottesdienſt vor der Gemeinde feierlich einzu⸗ 
führen und durch Abnahme des nachfolgenden Gelübdes zu verpflichten: 

Gelobet Ihr vor Gott und dieſer Gemeinde, des Euch befohlenen 

Dienſtes ſorgfältig und treu, dem Worte Gottes, den Ordnungen der 


Kirche und dieſer Gemeinde gemäß, zu warten und gewiſſenhaft darauf 
zu achten, daß Alles ordentlich und ehrlich in der Gemeinde zugehe 
zu deren Beſſerung? 
Erſt mit Ablegung dieſes Gelübdes iſt der Aelteſte als in das Amt ein— 
getreten zu erachten. 


B. Sitzungen und Leſchlüſſe des Gemeindekirchenraths. 


$. 8. 

Den Vorſitz im Gemeindekirchenrath führt der Pfarrer. Bei Erledigung 
des Pfarramts oder dauernder Verhinderung des Pfarrers geht das Recht des 
Vorſitzes auf den Superintendenten über, welcher ſich in deſſen Ausübung von 
einem Mitgliede des Gemeindekirchenraths oder einem benachbarten Geiſtlichen 
vertreten laſſen kann. In Fällen vorübergehender Verhinderung führt den ftell- 
vertretenden Vorſitz ein Aelteſter, welcher vom Gemeindekirchenrathe aus feiner 
Mitte auf drei Jahre nach dem Eintritt der neuen Aelteſten (§. 40) gewählt wird. 

Sind mehrere Pfarrgeiſtliche in der Gemeinde feſt angeſtellt, ſo kommt 
der Vorſitz dem erſten, oder, wo keine Unterordnung unter ihnen ſtattfindet, dem 
der Ordination nach älteſten zu. Zur Stellvertretung iſt der im Range beziehungs⸗ 
weiſe Dienſtalter nächſtfolgende Geiſtliche berufen. 


5. . 

Der Gemeindekirchenrath verſammelt ſich zu ordentlicher Sitzung in der 
Regel monatlich einmal an dem ein- für allemal von ihm feſtgeſetzten Tage; 
zu außerordentlicher Sitzung, fo oft ihn der Vorſitzende durch ſchriftliche oder 
ſonſt ortsübliche Einladung beruft. 

Die außerordentliche Berufung muß erfolgen, wenn mindeſtens die Hälfte 
der Aelteſten unter Angabe des Zwecks dieſelbe verlangt. 


$. 10. 
Die Sitzungen ſind nicht öffentlich und werden in der Regel mit Gebet 
eröffnet. 

j Jedes Mitglied des Gemeindekirchenraths iſt verpflichtet, über alle die Seel: 
ſorge und Kirchenzucht betreffenden Angelegenheiten, ſowie über die ſonſt als ver- 
traulich bezeichneten Gegenſtände Verſchwiegenheit zu beobachten. 

Gi 
Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen und iſt für die Aufrechterhaltung 
der Ordnung verantwortlich. f 1 
Die Beſchlüſſe werden durch Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden, bei Wahlen das Loos. 
Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt erforderlich, daß mehr als die Hälfte 
der verfaſſungsmäßigen Mitgliederzahl des Gemeindekirchenraths anweſend iſt. 
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Wer nicht mitſtimmt, wird zwar als anweſend gerechnet, die Stimmenmehrheit 
wird aber lediglich nach der Zahl der Stimmenden feſtgeſtellt. Mitglieder, welche 
an dem Gegenſtande der Beſchlußfaſſung perſönlich betheiligt ſind, haben ſich der 
Abſtimmung zu enthalten. Iſt eine zur Beſchlußfaſſung ausreichende Anzahl 
von Aelteſten zeitweiſe nicht vorhanden, ſo wählt die Gemeindevertretung auf 
Berufung des Vorſitzenden die zur Herſtellung der Beſchlußfähigkeit erforderliche 
Zahl von Erſatzmännern. 

Die Beſchlüſſe des Gemeindekirchenraths ſind unter Angabe des Tages 
und der Anweſenden in ein Protokollbuch zu verzeichnen, und jedes Protokoll 
von dem Vorſitzenden und mindeſtens einem Aelteſten zu unterſchreiben. 

Dritten gegenüber werden, ſoweit der $. 21 nichts Anderes beſtimmt, Be⸗ 
ſchlüſſe des Gemeindekirchenraths durch Auszüge aus dem Protokollbuch bekundet, 
welche der Vorſitzende beglaubigt. Ausfertigungen ergehen unter der Unterſchrift 
des Vorſitzenden. 

§. 12. 

In Gemeindekirchenräthen von ſtärkerer Mitgliederzahl können für beſtimmte 
Geſchäftszweige einzelne Mitglieder vorzugsweiſe berufen werden. Die bezüglichen 
Anordnungen, ſowie die Einrichtung von Deputationen und Kommiſſionen bleiben 
dem Gemeindekirchenrath überlaſſen. 


C. Wirkungskreis des Semeindehkirchenraths. 
§. 13. 


Der Gemeindekirchenrath hat den Beruf, in Unterſtützung der pfarramtlichen 
Thätigkeit nach beſtem Vermögen zum religiöſen und ſittlichen Aufbau der Gemeinde 
zu helfen, die chriſtlichen Gemeindethätigkeiten zu fördern und die Kirchengemeinde 
in ihren inneren und äußeren Angelegenheiten zu vertreten. 


$. 14. 

Insbeſondere liegt dem Gemeindekirchenrathe ob: 

1. Chriſtliche Geſinnung und Sitte in der Gemeinde, ſowohl durch eigenes 
Vorbild, als auch durch beſondere Anwendung aller dazu geeigneten und ſtatt— 
haften Mittel aufrecht zu erhalten und zu fördern. 

Der Pfarrer bleibt in feinen geiſtlichen Amtsthätigkeiten der Lehre, Seel— 
ſorge, Verwaltung der Sakramente und in ſeinen übrigen Miniſterialhandlungen 
von dem Gemeindekirchenrath unabhängig. Hält er es jedoch für nothwendig, 
eine von ihm begehrte Amtshandlung oder die Zulaſſung zu einer ſolchen im 
einzelnen Falle abzulehnen, und gelingt es ihm nicht, auf ſeelſorgeriſchem Wege 
die Betheiligten zum Verzicht zu bewegen, ſo hat er unter ſchonender einſtweiliger 
Zurückhaltung des Betroffenen auf Verlangen deſſelben den Fall dem Gemeinde- 
kirchenrath zur Beſchlußfaſſung vorzulegen. Spricht dieſer die Zurückweiſung aus, 
ſo ſteht den Betheiligten dagegen binnen vierzehn Tagen der Rekurs an das 


Konſiſtorium zu, an deſſen Stelle nach Errichtung einer Kreisſynode dieſe beziehungs⸗ 
weiſe deren Vorſtand tritt. Erklärt ſich der Gemeindekirchenrath gegen die Zurück⸗ 
weiſung, ſo hat der Geiſtliche, falls er ſich bei dieſem Beſchluſſe nicht beruhigen 
will, binnen gleicher Friſt die Sache zur Entſcheidung des Konſiſtoriums zu 
bringen, an deſſen Stelle nach Errichtung einer Kreisſynode dieſe beziehungsweiſe 
deren Vorſtand tritt. Bis zum Erlaß der endgültigen Entſcheidung bleibt die 
Ausführung des angefochtenen Beſchluſſes ausgeſetzt. ; 

Der Gemeindekirchenrath iſt wie berechtigt fo verpflichtet, Verſtöße des 
Geiſtlichen und der Aelteſten in ihrer Amtsführung oder ihrem Wandel in ſeinem 
Schoße zur Sprache zu bringen. Jedoch ſteht ihm behufs weiterer Verfolgung 
nur zu, der vorgeſetzten Kirchenbehörde davon Anzeige zu machen. 


Sr 

2. Der Gemeindekirchenrath hat für Erhaltung der äußeren gottesdienſtlichen 
Ordnung zu ſorgen und die Heilighaltung des Sonntags zu befördern. 

Zur Abänderung der üblichen Zeit der öffentlichen Gottesdienſte bedarf der 
Pfarrer der Zuſtimmung des Gemeindekirchenraths. 

Dieſelbe iſt auch erforderlich, wenn wegen Abänderung der in der Gemeinde 
beſtehenden lokalen liturgiſchen Einrichtungen Anträge an die zuſtändigen Behörden 
gerichtet werden ſollen. 

Der Gemeindekirchenrath entſcheidet über die Einräumung des Kirchen⸗ 
gebäudes zu einzelnen nicht gottesdienſtlichen Handlungen, welche der Beſtimmung 
des Kirchengebäudes nicht widerſprechen. 


§. 16. 

3. Der Gemeindekirchenrath hat die religiöſe Erziehung der Jugend zu 
beachten und die Intereſſen der Kirchengemeinde in Bezug auf die Schule zu 
vertreten. 

Eine unmittelbare Einwirkung auf die Schule ſteht ihm nicht zu. Miß⸗ 
ſtände in der religiöſen Unterweiſung der Jugend oder in ſittlicher Beziehung 
ſind von ihm bei den geſetzlichen Organen der Schulverwaltung zur Anzeige 
zu bringen. 

. 

4. Dem Gemeindekirchenrath liegt die Leitung der kirchlichen Einrichtungen 
für Pflege der Armen, Kranken und Verwahrloſten ob. 1 

Geeignetenfalls ſetzt er ſich mit den bürgerlichen „Armenbehörden und 
Inſtitutsverwaltungen, ſowie mit etwa beſtehenden freien Vereinen in Einvernehmen. 
Auch kann er ſich Helfer aus der Gemeinde, inſonderheit aus der Gemeinde— 
vertretung, beiordnen. 

§. 18. 


5. Der Gemeindekirchenrath ſtellt die Liſte der wahlberechtigten Gemeinde⸗ 
glieder ($. 33) auf, nimmt die dazu erforderlichen Anmeldungen entgegen, bereitet 
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die Wahlen zum Aelteſtenamt und zur Gemeindevertretung vor, hält dieſe 
Wahlen ab, beruft die Gemeindevertretung ein und bringt die Beſchlüſſe derſelben 
in Ausführung. 

§. 19. 


6. Der Gemeindekirchenrath hat von der eingetretenen Pfarrvakanz An 
zeige zu machen und die diesfalls ergehenden proviſoriſchen Anordnungen in Aus— 
führung zu bringen. ö 

§. 20. 


7. Dem Gemeindekirchenrath kommt, ſoweit wohlerworbene Rechte Dritter 
nicht entgegenſtehen, die Ernennung der niederen Kirchendiener zu. Er beaufſichtigt 
ihre Dienſtführung und übt das Recht der Entlaſſung aus kündbaren Anſtellungen. 


F. 21. 


8. Der Gemeindekirchenrath vertritt die Gemeinde in vermögensrechtlicher 
Beziehung, in ſtreitigen wie in nicht ſtreitigen Rechtsſachen, und verwaltet das 
Kirchenvermögen, einſchließlich des Vermögens der kirchlichen Lokalſtiftungen, 
welche nicht fundationsmäßig eigene Vorſtände haben, ſowie einſchließlich des 
Pfarr- und Pfarrwittwenthumsvermögens, ſoweit das Recht jeweiliger Inhaber 
nicht entgegenſteht. 

Zu jeder die Gemeinde verpflichtenden ſchriftlichen Willenserklärung des 
Gemeindekirchenraths bedarf es der Unterſchrift des Vorſitzenden oder ſeines 
Stellvertreters und zweier Aelteſten, ſowie der Beidrückung des Kirchenſiegels. 
Hierdurch wird Dritten gegenüber die ordnungsmäßige Faſſung des Beſchluſſes 
feſtgeſtellt, ſo daß es eines Nachweiſes der einzelnen Erforderniſſe deſſelben, ins— 
beſondere der erfolgten Zuſtimmung der Gemeindevertretung, wo eine ſolche 
nothwendig iſt, nicht bedarf. 

An den geſetzlichen Verwaltungsnormen, ſowie an den den Staatsbehörden 
oder vorgeſetzten Kirchenbehörden zuſtehenden Rechten der Aufſicht und der Ein- 
willigung zu beſtimmten Handlungen der Verwaltung wird durch den Uebergang 
der letzteren auf den Gemeindekirchenrath nichts geändert ($. 44). 

In den Fällen des F. 29 iſt der Gemeindekirchenrath an die Mitwirkung 
der Gemeindevertretung gebunden. 

$. 22. 


Für die Verwaltung der Kirchenkaſſe hat der Gemeindekirchenrath eines 
ſeiner Mitglieder zum Rendanten Girchmeiſter, Kirchenrechner u. ſ. w.) zu ernennen. 

Demſelben kann eine Vergütung für ſächliche Ausgaben, nicht aber eine 
Beſoldung angewieſen werden. 

Auslagen ſind ihm zu erſetzen. 

Iſt nach dem Umfange der Kaſſe eine unentgeltliche Verwaltung nicht zu 
erreichen, ſo kann der Gemeindekirchenrath einen beſoldeten Rendanten anſtellen; 
ſoll jedoch hierzu ein Mitglied des Gemeindekirchenraths ernannt werden, ſo iſt 


enehmigung des Konſiſtoriums erforderlich, an deſſen Stelle nach Errichtung 
Kreisſynode der Vorſtand derſelben tritt. 
Der Rendant hat folgende Obliegenheiten: 

a) Er erhebt die Einnahmen der Kirchenkaſſe und leiſtet die Ausgaben aus 
derſelben. Die Ausgaben erfolgen, ſoweit es ſich um feſtſtehende 
Zahlungen an beſtimmte Empfänger handelt, auf Grund des Etats, 
ſonſt auf beſondere ſchriftliche Zahlungsanweiſung des Vorſitzenden 
des Gemeindekirchenraths. 

b) Er legt dem Gemeindekirchenrathe jährlich Rechnung ab und hat ſich 
den von dieſem angeordneten Kaſſenreviſionen zu unterwerfen. 

e) Er führt die nächſte Aufſicht über die kirchlichen Gebäude, Grundſtücke, 
Geräthe und ſonſtigen Inventarienſtücke. Wegen der zur Inſtand⸗ 
haltung oder Erneuerung derſelben erforderlichen Lohnarbeiten, An⸗ 
ſchaffungen oder Bauunternehmungen hat er beim Gemeindekirchenrathe 
rechtzeitig Anträge zu ſtellen. 

Im Uebrigen ſind für den Geſchäftsbetrieb des Rendanten bis auf Weiteres 

die in den einzelnen Gemeinden geltenden und die im Anſchluß daran von den 
Gemeindekirchenräthen zu treffenden Beſtimmungen maßgebend. 


% 
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$. 23. 
9. Der Gemeindekirchenrath iſt das Organ der Gemeinde gegenüber den 
Kirchenbehörden und den Synoden. Er hat das Intereſſe der Gemeinde ſowohl 
durch Erledigung von Vorlagen der Kirchenregierung, insbeſondere bei Parochial⸗ 


veränderungen, als auch geeigneten Falls durch Einbringung von Anträgen 
wahrzunehmen. 
$. 24. 


10. Der Gemeindekirchenrath ſoll in der Gemeinde die Erweckung einer 
lebendigen Theilnahme an ihren Aufgaben und Intereſſen ſich angelegen ſein 
laſſen und zu dieſem Behufe namentlich die Wünſche und Anliegen einzelner 
Gemeindeglieder willig entgegennehmen und fleißig erwägen. Auch hat er bei 
geeigneten Gelegenheiten, z. B. bei der Wahl der Gemein devertreter, über die 
zur Veröffentlichung ſich eignenden wichtigeren Vorgänge ſeines Verwaltungsgebiets 
der Gemeinde Mittheilung zu machen. 5 e. 

Auch den einzelnen Mitgliedern des Gemeindekirchenraths liegt die Ver⸗ 
pflichtung ob, in Unterſtützung der pfarramtlichen Thätigkeit zum religiöſen und 
ſittlichen Aufbau der Gemeinde nach Kräften beizutragen. Insbeſondere haben ſie 

J) beim öffentlichen Gottesdienſte über gute Ordnung zu wachen, 

2) ſind ſie verbunden, abwechſelnd den Pfarrer bei den jährlichen Haus⸗ 

beſuchen, wo dieſe üblich ſind, zu begleiten, f 
3) überhaupt durch Ermahnen und Bitten chriſtliche Ordnung, gewiſſen⸗ 
hafte Kinderzucht und einen frommen Lebenswandel zu fördern. 
Gefep- Samml. 1897. (Nr. 9888.) 16 
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III. Gemeindevertretung. 
$. 25. 

In Kirchengemeinden von 500 Seelen oder darüber wird durch Wahl 
der Gemeinde ($$. 31 ff.) eine Gemeindevertretung gebildet. 

In Gemeinden unter 500 Seelen kommen die Rechte der Gemeinde⸗ 
vertretung der Verſammlung der wahlberechtigten Gemeindeglieder zu. 

Sind mehrere Gemeinden unter einem gemeinſchaftlichen Pfarramt ver⸗ 
bunden (vereinigte Muttergemeinden, Mutter- und Tochtergemeinden), und 
beträgt die Geſammtſeelenzahl derſelben 500 oder darüber, ſo iſt für die im 
§. 2 Abſatz 2 vorgeſehenen Fälle in jeder Gemeinde, ohne Rückſicht auf deren 
Seelenzahl, eine Gemeindevertretung zu bilden. 

Ob die für Bildung der Vertretung entſcheidende Seelenzahl in einer 
Gemeinde dauernd vorhanden iſt, wird durch Beſchluß des Gemeindekirchenraths 
feſtgeſtellt. 

§. 26. 


Die Stärke der Gemeindevertretung beträgt das Dreifache der normalen 
Zahl der Aelteſten. 

Eine ſtärkere Zahl von Mitgliedern kann auf Antrag der Gemeinde 
vertretung vom Konſiſtorium genehmigt werden. 

Nach Errichtung einer Kreisſynode iſt dieſe zuvor gutachtlich zu hören. 


$. 27. 

Die Gemeindevertretung verhandelt und beſchließt in Gemeinſchaft mit dem 
Gemeindekirchenrathe über die von dem letzteren zur Berathung vorgelegten 
Gegenſtände. Der Vorſitzende des Gemeindekirchenraths iſt zugleich Vorſitzender 
der zu einem Kollegium vereinigten Verſammlung. 

Sie wird je nach dem vorhandenen Bedürfniſſe unter Angabe der weſent⸗ 
lichen Gegenſtände der Verhandlung berufen. 

Auf Verlangen des Konſiſtoriums muß die Berufung jederzeit erfolgen. 

Die Einladung geſchieht durch den Vorſitzenden ſchriftlich oder in ſonſt 
ortsüblicher Weiſe. 8 

28. 


Auf die Verſammlungen, Berathungen und Beſchlüſſe der Gemeinde 
vertretung finden die Beſtimmungen des $. 11 Anwendung. 

Iſt auf die erſte Einladung die zur Beſchlußfähigkeit erforderliche Mehr⸗ 
heit der Gemeindevertretung nicht erſchienen, fo iſt eine zweite Verſammlung zu 
veranſtalten, in welcher die Erſchienenen ohne Rückſicht auf ihre Zahl die 
Gemeinde gültig vertreten. 

Die Beſchlüſſe werden in das Protokollbuch des Gemeindekirchenraths 
eingetragen. 


In 


H. 29. 
folgenden Angelegenheiten bedarf der Gemeindekirchenrath der be⸗ 


ſchließenden Mitwirkung der Gemeindevertretung: 


1) 


2) 


3) 


4) 


5) 


6 


— 
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bei dem Erwerb, der Veräußerung und der dinglichen Belaſtung von 
Grundeigenthum, der Verpachtung und Vermiethung von Kirchen⸗ 
grundſtücken auf länger als zehn Jahre, und der Verpachtung oder 
Vermiethung der den kirchlichen Beamten zur Nutzung oder zum 
Gebrauch überwieſenen Grundſtücke über die Dienſtzeit des jeweiligen 
Inhabers hinaus; 

bei außerordentlichen Nutzungen des Vermögens, welche die Subſtanz 
ſelbſt angreifen, ſowie bei Kündigung und Einziehung von Kapitalien, 
ſofern fie nicht zur zinsbaren Wiederbelegung erfolgt; 

bei Anleihen, ſoweit ſie nicht blos zur vorübergehenden Aushülfe dienen 
und aus den laufenden Einnahmen derſelben Voranſchlagsperiode zurüd- 
erſtattet werden können, 

bei der Anſtellung von Prozeſſen, ſoweit ſich dieſelben nicht auf Ein⸗ 
treibung fortlaufender Zinſen und Gefälle oder die Einziehung aus⸗ 
ſtehender Kapitalien, deren Zinſen rückſtändig geblieben ſind, beſchränken, 
desgleichen bei der Abſchließung von Vergleichen; 

bei Neubauten und erheblichen Reparaturen an Baulichkeiten, ſofern 
nicht über die Nothwendigkeit der Bauausführung bereits durch die zu⸗ 
ſtändige Behörde endgültig entſchieden iſt. Für erheblich gelten Re⸗ 
paraturen, deren Koſtenanſchlag 150 Mark überſteigt. Im Fall des 
Bedürfniſſes kann die Gemeindevertretung ein- für allemal die Voll⸗ 
macht des Gemeindekirchenraths zur Vornahme höher veranſchlagter 
Reparaturen, jedoch nicht über die Summe von je 900 Mark hinaus, 
erweitern. 

Die Vorſchriften 1 bis 5 finden Anwendung auf alles kirchliche 
Vermögen, gleichviel ob es rechtlich der Gemeinde, der Kirche oder 
einer kirchlichen Stiftung gehört, ſofern es nur der Verwaltung der 
früheren Kirchenvorſteher der Gemeinde oder einer Gemeindekörperſchaft 
unterlegen hat, 
bei der Beſchaffung der zu den kirchlichen Bedürfniſſen erforderlichen 
Geldmittel und Leiſtungen, insbeſondere bei Feſtſetzung der auf die 
Gemeinde zu repartirenden Umlagen und bei Beſtimmung des Repar⸗ 
titionsfußes, welcher nach Maßgabe direkter Staatsſteuern feſtgeſetzt 
werden muß. i 

Bis zur Einführung der Reform der direkten Staatsſteuern hat 
die Vertheilung der Umlagen nach dem Verhältniß ſämmtlicher von 
den Mitgliedern der Kirchengemeinden zu entrichtenden direkten Staats⸗ 
ſteuern mit Ausſchluß der Steuer für den e im Umher⸗ 


ziehen und der Hundeſteuer zu erfolgen. Die Kapital- und die Dienft- 
ertragſteuer ſind jedoch nur mit der Hälfte desjenigen Prozentſatzes 
heranzuziehen, mit welchem die Grund-, die Gebäude-, die Gefäll⸗ 
und die Gewerbeſteuer belaſtet werden; 
7) bei Veränderungen beſtehender und Einführung neuer Gebührentaxen; 
8) bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe zur Dotirung neuer Stellen für 
den Dienſt der Gemeinde, ſowie zur dauernden Verbeſſerung des Ein— 
kommens der beſtehenden; bei dauernder Verminderung ſolcher, auf 
der Kirchenkaſſe haftender Bewilligungen, bei Verwandlung veränder⸗ 
licher Einnahmen der Kirchenbeamten in feſte Hebungen oder bei Um⸗ 
wandlung von Naturaleinkünften in Geldrente, letzteres, ſoweit nicht 
die Umwandlung in dem durch die Staatsgeſetze geordneten Ablöſungs— 
verfahren erfolgt; 
bei der Feſtſtellung des Etats der Kirchenkaſſe und der Voranſchlags— 
periode, ſowie, wenn die jährliche etatsmäßige Solleinnahme der Kirchen— 
kaſſe 900 Mark oder mehr beträgt, bei der Abnahme der Jahresrechnung 
und Ertheilung der Decharge. 

In allen Fällen iſt der Etat und die Jahresrechnung nach er— 
folgter Feſtſtellung reſpektive Decharge auf 14 Tage zur Einſicht der 
Gemeindeglieder öffentlich auszulegen; 
bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe an andere Gemeinden oder zur 
Unterſtützung evangeliſch-chriſtlicher Vereine und Anſtalten, ſofern die— 
ſelben einzeln zwei Prozent der etatsmäßigen Solleinnahme der Kirchen— 
kaſſe überſteigen. Bis zu dieſem Betrage iſt der Gemeindekirchenrath 
zu ſolchen Bewilligungen ermächtigt, doch darf der Geſammtbetrag 
derſelben während eines Jahres fünf Prozent der Solleinnahme nicht 
überſchreiten;; 

11) bei Errichtung von Gemeindeſtatuten (F. 43). 


9 


— 


10 


— 


$. 30. 

Der Gemeindekirchenrath iſt befugt, auch andere Gemeindeangelegenheiten, 
die ihm dazu geeignet erſcheinen, an die Gemeindevertretung zur Berathung und 
Beſchließung zu bringen. 

Die in Folge deſſen gefaßten Beſchlüſſe ſind für den Gemeindekirchenrath 
maßgebend. 

IV. Bildung der Gemeindeorgane. 
$. 31. 

Die Mitglieder des Gemeindekirchenraths und der Gemeindevertretung werden 
von den wahlberechtigten Gemeindegliedern gewählt. 

Wahlberechtigt ſind alle männlichen ſelbſtändigen, über 24 Jahre alten 
Mitglieder der Gemeinde, welche bereits ein Jahr in der Gemeinde wohnen, zu 


den kirchlichen Gemeindelaften nach Maßgabe der dazu beſtehenden Verpflichtung 
beitragen und ſich zum Eintritt in die wahlberechtigte Gemeinde ordnungsmäßig 
nach Maßgabe der darüber zu erlaſſenden Inſtruktion angemeldet haben. 

Als ſelbſtändig ſind nicht anzunehmen diejenigen: 

1) welche keinen eigenen Hausſtand haben oder kein öffentliches Amt ber 
kleiden oder kein eigenes Geſchäft, beziehungsweiſe nicht als Mitglied 
einer Familie deren Geſchäft führen; 

2) welche unter Kuratel ſtehen oder ſich im Konkurs befinden; 

3) welche im letzten Jahre vor der Wahl armuthshalber Unterftügungen 
aus Armenmitteln oder Erlaß der Staatsſteuern oder der kirchlichen 
Beiträge genoſſen haben. 

Ausgeſchloſſen vom Wahlrecht iſt: 

1) wer nicht im Vollbeſitze der bürgerlichen Ehrenrechte ſich befindet; 

2) wer wegen eines Verbrechens oder wegen eines ſolchen Vergehens, 
welches die Unterſagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte 
nach ſich ziehen muß oder kann, in Unterſuchung ſich befindet, bis zur 
Beendigung der Sache; 

3) wer durch Verachtung des göttlichen Wortes oder unehrbaren Lebens. 
wandel ein öffentliches, noch nicht durch nachhaltige Beſſerung gefühntes 
Aergerniß gegeben hat;; 

4) wer wegen Verletzung beſonderer kirchlicher Pflichten nach Vorſchrift 
eines Kirchengeſetzes des Wahlrechts verluſtig erklärt iſt. 

Das Wahlrecht ruht bei Allen, welche mit Bezahlung kirchlicher Umlagen 

über ein Jahr im Rückſtande ſind. 
F. 32. 

Wählbar in die Gemeindevertretung ſind alle Wahlberechtigten, ſofern ſie 

nicht durch beharrliche Fernhaltung vom öffentlichen Gottesdienſte und von der 
Theilnahme an den Sakramenten ihre kirchliche Gemeinſchaft zu bethätigen auf⸗ 
ehört haben. 

er Wählbar in den Gemeindekirchenrath ſind alle zum Eintritt in die Gemeinde⸗ 
vertretung befähigten Perſonen, welche das dreißigſte Lebensjahr vollendet haben, 
am Gottesdienſte und dem heiligen Abendmahle fleißig theilnehmen und welche, 
wenn ſie in gemiſchter Ehe leben, wenigſtens ihre Söhne im evangeliſchen Glauben 
erziehen laſſen. 3 ) f 

Ausnahmen in Bezug auf evangeliſche Kindererziehung können unter 

beſonderen Verhältniſſen durch das Konſiſtorium geſtattet werden. 


6. 33. 

Der Gemeindekirchenrath ordnet die Wahl für die Gemeindeorgane an 
und legt die von ihm aufgeſtellte Liſte der Wahlberechtigten (F. 18) in einem 
Jedermann zugänglichen Lokale vierzehn Tage lang öffentlich aus. 

(Nr. 9888.) 


Ort und Zeit der Auslegung find im Hauptgottesdienſte von der Kanzel 
bekannt zu machen, mit dem Beifügen, daß nach Verlauf der Auslegungsfriſt 
Reklamationen gegen die Liſte nicht mehr angebracht werden können. Nach dem 
Ermeſſen des Gemeindekirchenraths kann die Bekanntmachung auch noch in 
anderen, den örtlichen Verhältniſſen entſprechenden Formen erfolgen. 

Die eingehenden Reklamationen hat der Gemeindekirchenrath zu prüfen 
und geeigneten Falls die Liſte zu berichtigen; gegen einen ablehnenden Beſcheid 
ſteht dem dadurch von der Wahl Ausgeſchloſſenen binnen vierzehn Tagen der 
Rekurs an das Konſiſtorium, nach erfolgter Errichtung einer Kreisſynode an den 
Vorſtand derſelben zu. Durch Einlegung des Rekurſes wird die anſtehende Wahl 
nicht aufgehalten. Zwiſchen dem Ende der Reklamationsfriſt und dem Tage der 
Wahl müſſen mindeſtens vierzehn Tage in der Mitte liegen. 


$. 34. 


Die Einladung der Gemeindeglieder zur Wahl hat unter Angabe der Zeit 
und des Ortes der Wahl, ſowie der Zahl der für den Gemeindekirchenrath und 
für die Gemeindevertretung zu wählenden Perſonen von der Kanzel in allen von 
der Anordnung der Wahl an bis zum Wahltage ſtattfindenden Hauptgottesdienſten 
zu geſchehen. Anderweite den örtlichen Verhältniſſen entſprechende Bekannt⸗ 
machungen zu veranſtalten, bleibt dem Ermeſſen des Gemeindekirchenraths überlaſſen. 

Der Patron oder Patronatsvertreter ($. 6) iſt zur Theilnahme an der 
Wahlhandlung beſonders einzuladen. 

F. 35. 

Die Wahl geſchieht in der Kirche der Wahlgemeinde an einem Sonntage 
nach Schluß des Hauptgottesdienſtes. 

Die Wahlhandlung wird von dem Vorſitzenden des Gemeindekirchenraths 
geleitet, welchem die übrigen Mitglieder des Gemeindekirchenraths und erforder⸗ 
lichen Falls einige von dieſem zu bezeichnende Gemeindeglieder als Wahlvorſtand 
zur Seite ſtehen. Der Patron oder der Patronatsvertreter iſt immer berechtigt, 
in den Wahlvorſtand einzutreten. 

Der Vorſitzende eröffnet die Wahlhandlung. Er ermahnt die Wähler, 
ihre Wahl auf Männer von unſträflichem Wandel, chriſtlicher Geſinnung, 
bewährter Liebe zur evangeliſchen Kirche und fleißiger Theilnahme an Wort und 
Sakrament zu richten. 

Nur die perſönlich erſchienenen Wähler ſind ſtimmberechtigt. Die Abſtim⸗ 
mung erfolgt ſchriftlich mittelſt Stimmzettel. Durch Beſchluß des Gemeinde⸗ 
kirchenraths kann eine mündliche Abſtimmung zu Protokoll angeordnet werden. 

Zunächſt iſt die Wahl der Aelteſten, danach die der Mitglieder der Ge— 
meindevertretung zu vollziehen. 

Gewählt ſind diejenigen, auf welche die abſolute Mehrheit der abgegebenen 
Wahlſtimmen gefallen iſt. Hat der erſte Wahlgang eine abſolute Mehrheit für 
die zur Bildung oder Ergänzung der Gemeindeorgane erforderliche Zahl von 
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Perſonen nicht ergeben, fo ift, bis dies erreicht wird, das Verfahren durch engere 
Wahl fortzusetzen. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

Ueber die Wahlhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, welches den 
weſentlichen Hergang beurkundet. Das Protokoll wird von dem Vorſitzenden 
und mindeſtens zwei Mitgliedern des Gemeindekirchenraths unterzeichnet. 


$. 36. 
„Die Namen der Gewählten werden, nachdem der Gemeindekirchenrath die 
Legalität der Wahl geprüft und anerkannt hat, an zwei auf einander folgenden 
Sonntagen im Hauptgottesdienfte der Gemeinde bekannt gemacht. 


§. 37. 
Einſprüche gegen die Wahl können bis zur zweiten Bekanntmachung dem 
ſelben ($. 36) von jedem wahlberechtigten Gemeindegliede ($. 31) erhoben werden. 
Ueber ſolche Einſprüche entſcheidet der Gemeindekirchenrath und, auf ein⸗ 
gelegten Rekurs, für welchen von Zuſtellung der Entſcheidung an eine vierzehn⸗ 
tägige präkluſiviſche Friſt läuft, das Konſiſtorium, an deſſen Stelle nach Er⸗ 
richtung einer Kreisſynode der Vorſtand derfelben tritt. i 


F. 38. 

Die Gewählten können das Gemeindeamt nur ablehnen oder niederlegen: 

J) wenn ſie das ſechszigſte Lebensjahr vollendet oder 

2) ſchon ſechs Jahre das Aelteſtenamt bekleidet haben oder 

3) wegen anderer erheblicher Entſchuldigungsgründe, z. B. Kränklichkeit, 

häufiger Abweſenheit, unvereinbarer Dienſtverhältniſſe. Ueber die Er⸗ 
heblichkeit und thatſächliche Begründung entſcheidet der Gemeindekirchen⸗ 
rath und auf eingelegten Rekurs, für welchen von Zuſtellung der Ent 
ſcheidung an eine vierzehntägige präkluſiviſche Friſt läuft, das Kom 
ſiſtorium und an deſſen Stelle nach Errichtung einer Kreisſynode der 
Vorſtand derſelben. 

Wer ohne ſolchen Grund die Uebernahme oder die Fortſetzung des Ge⸗ 
meindeamts verweigert, verliert das kirchliche Wahlrecht. Daſſelbe kann ihm je⸗ 
doch auf ſein Geſuch von dem Gemeindekirchenrathe wieder beigelegt werden. 

Die Ablehnung oder Niederlegung des vom Patron übertragenen Aelteſten⸗ 
amts unterliegt keinen beſchränkenden Beſtimmungen. 


§. 20. 

Iſt für die Aelteſtenwahl zweimal vergeblich Termin abgehalten, weil 
Wahlberechtigte nicht erſchienen ſind, oder die Erſchienenen die Vornahme der 
Wahl verweigert haben, oder weil nicht wählbare Perſonen gewählt worden ſind, 
ſo hat für dieſes Mal das Konſiſtorium, an deſſen Stelle nach Errichtung einer 
Kreisſynode der Vorſtand derſelben tritt, die Aelteſten zu ernennen. 

(Nr, 9888.) 


sei 84 — 


Iſt aus denſelben Gründen die Wahl der Gemeindevertretung nicht zu 
Stande gekommen, ſo werden bis dahin die Rechte derſelben durch den Gemeinde— 
kirchenrath ausgeübt. 

$. 40. 

Das Amt der gewählten Aelteſten und der Gemeindevertreter dauert 
ſechs Jahre. 

Von drei zu drei Jahren ſcheidet die Hälfte aus. Die Ausſcheidenden 
ſind wieder wählbar und bleiben jedenfalls bis zur Einführung ihrer Nachfolger 
im Amt. Der Austritt wird durch die Dienſtzeit, das erſte Mal durch Aus: 
looſung beſtimmt. 

Bei einer außer der Zeit eintretenden Erledigung wählt die Gemeinde— 
vertretung in ihrer nächſten Verſammlung einen Erſatzmann, deſſen Funktion 
ſich auf die Reſtzeit der Amtsdauer des Ausgeſchiedenen erſtreckt. 

F. 41. 

Die Entlaſſung eines Aelteſten oder Gemeindevertreters erfolgt durch das 
Konſiſtorium nach Anhörung des Gemeindekirchenraths: 

1) wegen Verluſtes einer zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaft ($. 31); 

2) wegen grober Pflichtwidrigkeit. 

Nach Errichtung einer Kreisſynode tritt der Vorſtand derſelben an die 
Stelle des Konſiſtoriums. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes der Kreisſynode ſteht ſowohl dem 
Betroffenen, als auch dem Gemeindekirchenrath binnen vier Wochen die Berufung 
an das Konſiſtorium zu, welches endgültig entſcheidet. 


$. 42. 


Wenn eine Gemeindevertretung beharrlich die Erfüllung ihrer Pflichten 
vernachläſſigt oder verweigert, ſo kann das Konſiſtorium dieſelbe auflöſen und 
den erwieſenen Schuldigen die Wählbarkeit auf beſtimmte Zeit entziehen. 

Die Neubildung der Gemeindevertretung iſt unter Leitung eines von dem 
Konſiſtorium zu beſtellenden Kommiſſarius zu bewirken. 

Bis dahin werden die Rechte der Gemeindevertretung durch den Gemeinde— 
kirchenrath ausgeübt. 


V. Schlußbeſtimmungen. 
$. 43. 

Mittelſt ſtatutariſcher Beſtimmung können in einer Gemeinde beſondere, 
die vorſtehende Ordnung ergänzende oder modifizivende Einrichtungen aufrecht 
erhalten oder neu eingeführt werden. 

Geeigneten Falls iſt das Ganze der Gemeindeordnung in einem förmlichen 
Gemeindeſtatut zuſammenzufaſſen. 

Zur Feſtſetzung ſtatutariſcher Ordnungen bedarf es der Zuſtimmung der 
Gemeindevertretung, ſowie der abſchließenden Genehmigung des Konſiſtoriums. 


Dieſelbe kann nach Errichtung einer Kreisſynode erſt ausgeſprochen werden, wenn 
die Kreisſynode die ſtatutariſche Ordnung ihrerſeits genehmigt hat. 


§. 44. 

Das in den beſtehenden Geſetzen begründete Recht ſowohl der Staats— 
behörden als der vorgeſetzten Kirchenbehörden, die Gemeinden und ihre Organe 
zu einer pflichtmäßigen Thätigkeit anzuhalten, zu dieſem Behufe ihnen Weiſungen 
zu ertheilen und erforderlichen Falls die geſetzlich ſtatthaften Zwangsmittel 
anzuwenden, erfährt durch dieſe Ordnung keine Veränderung. 


§. 45. 

Bezüglich der kirchlichen Aufſicht über die Vermögensverwaltung der 
Kirchengemeinden findet das Kirchengeſetz vom 18. Juli 1892 Girchliches Geſetz— 
und Verordnungsblatt von 1893 S. 9) ſinngemäß Anwendung. 

Die Feſtſetzung des Zeitpunktes, mit welchem daſſelbe in Kraft tritt, 
bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten. 


(Nr. 9889.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Hennef, Euskirchen, Andernach, 
Cochem, Sankt Goar, Münſtermaifeld, Stromberg, Kreuznach, Zell, Bern— 
caſtel, Hillesheim, Neuerburg, Prüm, Rhaunen, Saarburg, Wadern, Wax— 
weiler, Wittlich und Trier. Vom 15. März 1897. 


Alf Grund des $. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs— 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 GGeſetz-Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im F. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Hennef gehörigen Gemeinden 
Blankenberg und Lauthauſen, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Euskirchen gehörige Gemeinde 
Niederberg, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Andernach gehörige Gemeinde Kruft, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Cochem gehörige Gemeinde Illerich, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Sankt Goar gehörige Gemeinde 
Manubach, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Münſtermaifeld gehörige Gemeinde 
Kerben, 
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für die zum Bezirk des Amtsgerichts Stromberg gehörige Gemeinde 
Windesheim, ſowie für das in den Bezirken der Amtsgerichte Strom⸗ 
berg und Kreuznach belegene Bergwerk Louiſenhoffnung, für welches die 

Grundbuchanlegung von dem Amtsgericht Stromberg bewirkt wird, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Zell gehörige Gemeinde Bullay, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Berncaſtel gehörigen Gemeinden Erden 
und Veldenz, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Hillesheim gehörige Gemeinde 
Leudersdorf, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Neuerburg gehörigen Gemeinden 
Fiſchbach und Uppershauſen, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Prüm gehörigen Gemeinden Neuen— 
dorf und Oos, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Rhaunen gehörige Gemeinde Gutenthal, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Saarburg gehörigen Gemeinden 
Schoden und Söſt, 

für > zum Bezirk des Amtsgerichts Wadern gehörige Gemeinde Weier— 
weiler, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Waxweiler gehörigen Gemeinden 
Lauperath, Lichtenborn, Halenbach und Houf,— 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Wittlich gehörige Gemeinde Dreis, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Trier gehörige Gemeinde Commlingen 

am 15. April 1897 beginnen ſoll. a 


Berlin, den 15. März 1897. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Rebigiet im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


